
URTEIL VOM 27. 9. 1988 — RECHTSSACHE 313/86 

URTEIL DES GERICHTSHOFES 
27. September 1988 * 

In der Rechtssache 313/86 

betreffend ein dem Gerichtshof gemäß Artikel 177 EWG-Vertrag von der Com­
mission de première instance de sécurité sociale des Alpes-Maritimes in dem bei 
diesem anhängigen Rechtsstreit 

O. Lenoir 

gegen 

Caisse d'allocations familiales des Alpes-Maritimes 

vorgelegtes Ersuchen um Vorabentscheidung über die Auslegung des Artikels 77 
der Verordnung Nr. 1408/71 des Rates vom 14. Juni 1971 über die Anwendung 
der Systeme der sozialen Sicherheit auf Arbeitnehmer und Selbständige sowie de­
ren Familienangehörige, die innerhalb der Gemeinschaft zu- und abwandern, in 
der geänderten und aktualisierten Fassung der Verordnung Nr. 2001/83 des Rates 
vom 2. Juni 1983 (ABl. L 230, S. 6, Anhang I), 

erläßt 

DER GERICHTSHOF 

unter Mitwirkung des Präsidenten Mackenzie Stuart, der Kammerpräsidenten 
O. Due, J. C. Moitinho de Almeida und G. C. Rodríguez Iglesias, der Richter 
T. Koopmans, U. Everling, Y. Galmot, C. N. Kakouris und T. F. O'Higgins, 

Generalanwalt: Sir Gordon Slynn 
Kanzler: D. Louterman, Verwaltungsrätin 

* Verfahrenssprache: Französisch. 
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Beteiligte, die Erklärungen abgegeben haben: 

— die französische Regierung, im schriftlichen Verfahren vertreten durch 
G. Guillaume und E. Belliard als Bevollmächtigte, in der mündlichen Ver­
handlung vom 13. Januar und 25. Mai 1988 vertreten durch C. Chavance als 
Bevollmächtigten, 

— die italienische Regierung, im schriftlichen Verfahren sowie in der mündlichen 
Verhandlung vom 13. Januar und 25. Mai 1988 vertreten durch P. G. Ferri, 
Avvocato dello Stato, als Bevollmächtigten, 

— die Regierung der Bundesrepublik Deutschland, vertreten durch M. Seidel, ih­
ren Bevollmächtigten für Verfahren vor dem Gerichtshof, bei der Beantwor­
tung der Frage des Gerichtshofes und nach der Wiedereröffnung der mündli­
chen Verhandlung, 

— die Kommission der Europäischen Gemeinschaften, im schriftlichen Verfahren 
sowie in der mündlichen Verhandlung vom 13. Januar und 25. Mai 1988 ver­
treten durch J. Griesmar als Bevollmächtigten, 

aufgrund des Sitzungsberichts und auf die mündliche Verhandlung vom 13. Januar 
1988, 

nach Anhörung der Schlußanträge des Generalanwalts in der Sitzung vom 23. Fe­
bruar 1988, 

aufgrund des ergänzenden Sitzungsberichts und auf die wiedereröffnete mündliche 
Verhandlung vom 25. Mai 1988, 

nach erneuter Anhörung der Schlußanträge des Generalanwalts in der Sitzung vom 
28. Juni 1988, 

folgendes 
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Urteü 

1 Die Commission de première instance de sécurité sociale des Alpes-Maritimes hat 
mit Urteil vom 21. Oktober 1986, beim Gerichtshof eingegangen am 15. Dezem­
ber 1986, gemäß Artikel 177 EWG-Vertrag eine Frage nach der Auslegung des 
Artikels 77 der Verordnung Nr. 1408/71 des Rates vom 14. Juni 1971 über die 
Anwendung der Systeme der sozialen Sicherheit auf Arbeitnehmer und Selbstän­
dige sowie deren Familienangehörige, die innerhalb der Gemeinschaft zu- und 
abwandern, in der geänderten und aktualisierten Fassung der Verordnung Nr. 
2001/83 des Rates vom 2. Juni 1983 (ABl. L 230, S. 6, Anhang I) zur Vorabent­
scheidung vorgelegt. 

2 Diese Frage stellt sich in einem Rechtsstreit, in dem Herr Lenoir als Kläger der 
Caisse d'allocations familiales des Alpes-Maritimes (Familienbeihilfenkasse des 
Departements Alpes-Maritimes; im folgenden „Kasse" genannt) als Beklagter ge­
genübersteht und der einen Bescheid vom 10. November 1984 zum Gegenstand 
hat, mit dem die Kasse die Zahlung der „allocation de rentrée scolaire" (Beihilfe 
bei Schuljahresbeginnn) und der „allocation de salaire unique" (Alleinverdiener­
beihilfe) an Herrn Lenoir für die Zukunft eingestellt und von ihm für die Zeit ab 
Juni 1983, dem Zeitpunkt, zu dem er seinen Wohnort ins Hoheitsgebiet des Ver­
einigten Königreichs verlegt hat, die Erstattung der angeblich zu Unrecht bezoge­
nen Beträge dieser Beihilfen verlangt hat. 

3 Dem Vorlageurteil und den Prozeßakten ist zu entnehmen, daß Herr Lenoir, der 
französischer Staatsangehöriger ist, eine Altersrente nach den französischen 
Rechtsvorschriften bezieht und daß er die Voraussetzungen für die Gewährung 
der Beihilfe bei Schuljahresbeginn und der Alleinverdienerbeihilfe in Frankreich 
erfüllt. Diese letztere besteht als solche seit 1978 nicht mehr, sondern ist mit an­
deren Vergünstigungen zur „allocation de complement familial" (zusätzliche Fa­
milienbeihilfe) verschmolzen worden; sie wird aber den früheren Empfängern auf­
grund ihres wohlerworbenen Rechtsanspruchs weitergewährt. 

4 Im Juni 1983 verlegte Herr Lenoir seinen Wohnort von Frankreich ins Vereinigte 
Königreich. Bis 1984 wurden ihm die Beihilfe bei Schuljahresbeginn und die Al­
leinverdienerbeihilfe weitergezahlt. Durch den vorerwähnten Bescheid der Kasse 
vom 10. November 1984 wurde die Zahlung dieser Beihilfen mit der Begründung 
eingestellt, daß sich wegen seines Wegzugs aus Frankreich seine Ansprüche auf 
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Familienleistungen nunmehr auf die eigentlichen „Familienbeihilfen" ausschließ­
lich der Beihilfe bei Schuh'ahresbeginn und der Alleinverdienerbeihilfe beschränk­
ten, die nach den französischen Rechtsvorschriften — deren Anwendbarkeit auf 
den vorliegenden Fall unstreitig ist — an Altersrentner nur dann zahlbar seien, 
wenn diese mit ihren Familienangehörigen im Hoheitsgebiet der Französischen 
Republik wohnten. 

5 Auf die Beschwerde des Herrn Lenoir wurde dieser Bescheid vom Beschwerde­
ausschuß der Kasse mit der Begründung bestätigt, daß die Zahlung der besagten 
Beihilfen an nicht im französischen Hoheitsgebiet wohnhafte Personen den Vor­
schriften des Artikels 77 der Verordnung Nr. 1408/71 zuwiderlaufe. Mit dieser 
Auslegung folgte der Beschwerdeausschuß einem internen Leistungshandbuch, 
dem zufolge Artikel 77 Absatz 2 dieser Verordnung nur die eigentlichen „Fami­
lienbeihilfen", nicht aber die übrigen „Familienleistungen" erfaßt. 

6 Gegen diesen Bescheid erhob Herr Lenoir am 28. Juni 1985 bei der Commission 
de premiere instance de sécurité sociale des Alpes-Maritimes Klage. Dieses Ge­
richt war der Auffassung, daß der Rechtsstreit eine Frage nach der Auslegung des 
Artikels 77 der Verordnung Nr. 1408/71 aufwerfe; es hat deshalb das Verfahren 
ausgesetzt und dem Gerichtshof folgende Frage zur Vorabentscheidung vorge­
legt: 

„Ist Artikel 77 der Verordnung Nr. 1408/71 vom 14. Juni 1971 so auszulegen, 
daß ein Empfänger von Familienleistungen, der einem Mitgliedstaat angehört und 
im Hoheitsgebiet eines anderen Mitgliedstaats wohnt, von den Trägern der sozia­
len Sicherheit seines Herkunftslandes nur die Zahlung der .Familienbeihilfen' ver­
langen kann, nicht aber der übrigen Familienleistungen, insbesondere nicht der 
Beihilfe bei Schuljahresbeginn und der zusätzlichen Familienbeihilfe?" 

7 Wegen weiterer Einzelheiten des dem Ausgangsrechtsstreit zugrundeliegenden 
Sachverhalts, der einschlägigen gemeinschaftsrechtlichen und innerstaatlichen 
Vorschriften, des Verfahrensablaufs und der beim Gerichtshof abgegebenen Er­
klärungen wird auf den Sitzungsbericht verwiesen. Der Akteninhalt wird im fol­
genden nur insoweit wiedergegeben, als die Begründung des Urteils dies erfor­
dert. 
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8 Die Frage des innerstaatlichen Gerichts geht dahin, ob der Begriff „Familienlei­
stungen", wie ihn Artikel 77 der Verordnung Nr. 1408/71 in ihrer im Anhang I 
der Verordnung Nr. 2001/83 wiedergegebenen Fassung (im folgenden: Verord­
nung Nr. 1408/71) verwendet, so auszulegen ist, daß er ausschließlich die eigent­
lichen „Familienbeihilfen" erfaßt, oder ob er auch andere Familienleistungen, 
etwa die Beihilfe bei Schuljahresbeginn und die Alleinverdienerbeihilfe des franzö­
sischen Rechts, einschließt. 

9 Für die Beantwortung der gestellten Frage ist daran zu erinnern, daß nach den 
Begriffsbestimmungen des Artikels 1 Buchstabe u der Verordnung Nr. 1408/71 
der Ausdruck „Familienleistungen" „alle Sach- oder Geldleistungen, die zum 
Ausgleich von Familienlasten ... bestimmt sind", bezeichnet, der Ausdruck „Fami­
lienbeihilfen" hingegen „regelmäßige Geldleistungen, die ausschließlich nach 
Maßgabe der Zahl und gegebenenfalls des Alters von Familienangehörigen ge­
währt werden". 

io Artikel 77 Absatz 1 der Verordnung Nr. 1408/71 bestimmt demgegenüber, daß 
„Leistungen im Sinne dieses Artikels ... die Familienbeihilfen für Empfänger von ... 
Renten [sind]". Er umschreibt somit die „Leistungen", von denen er handelt, in 
einer Weise, die der in Artikel 1 Buchstabe u Ziffer ii der Verordnung gegebenen 
Begriffsbestimmung der „Familienbeihilfen" entspricht, die die Zahl und gegebe­
nenfalls das Alter der Familienangehörigen als ausschließliches Tatbestandsmerk­
mal verwendet. 

1 1 Demnach ist auf die Frage des innerstaatlichen Gerichts zu antworten, daß der 
Wortlaut des Artikels 77 der Verordnung Nr. 1408/71 in der Fassung des An­
hangs I der Verordnung Nr. 2001/83 des Rates vom 2. Juni 1983 so auszulegen 
ist, daß ein Empfänger von Familienleistungen, der einem Mitgliedstaat angehört 
und im Hoheitsgebiet eines anderen Mitgliedstaats wohnt, von den Trägern der 
sozialen Sicherheit seines Herkunftslandes nur die Zahlung der „Familienbeihil­
fen", nicht aber anderer Familienleistungen wie der „Beihilfe bei Schuljahresbe­
ginn" und der „Alleinverdienerbeihilfe" des französischen Rechts verlangen kann. 

i2 Diese Auslegung bringt nach Ansicht der italienischen Regierung die Ungültigkeit 
des genannten Artikels mit sich. Denn so ausgelegt stehe er zu den Artikeln 48 
und 51 EWG-Vertrag im Widerspruch, weil seine Auswirkungen diejenigen Ren-
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tenempfänger diskriminierten, die sich nach ihrem Eintritt in den Ruhestand im 
Hoheitsgebiet eines anderen Mitgliedstaats niederließen und deswegen keine an­
deren Familienleistungen als die eigentlichen Familienbeihilfen mehr beziehen 
könnten, obwohl die Möglichkeit, jene Leistungen zu beziehen, in Artikel 77 Ab­
satz 2 Buchstabe a der Verordnung Nr. 1408/71 vorgesehen sei. 

1 3 Diese Rechtsauffassung ist nicht haltbar. Denn wie der Gerichtshof in seinem Ur­
teil vom 15. Januar 1986 in der Rechtssache 41/84 (Pinna, Slg. 1986, 1) für Recht 
erkannt hat, sieht Artikel 51 EWG-Vertrag eine Koordinierung, nicht aber eine 
Harmonisierung der Rechtsvorschriften der Mitgliedstaaten vor, läßt also Unter­
schiede zwischen den Systemen der sozialen Sicherheit der Mitgliedstaaten und 
folglich auch bezüglich der Ansprüche der dort Beschäftigten bestehen. Die mate­
riellen und verfahrensmäßigen Unterschiede zwischen den Systemen der sozialen 
Sicherheit der Mitgliedstaaten und damit zwischen den Ansprüchen der dort Be­
schäftigten werden somit durch Artikel 51 EWG-Vertrag nicht berührt. 

M Zwar hat der Gerichtshof in dem genannten Urteil präzisiert, daß das Sozialrecht 
der Gemeinschaft keine Unterschiede einführen darf, die zu denen hinzutreten, 
die sich bereits aus der mangelnden Harmonisierung der nationalen Rechtsvor­
schriften ergeben, und daß der Gleichbehandlungsgrundsatz nicht nur offenkun­
dige Diskriminierungen aufgrund der Staatsangehörigkeit verbietet, sondern auch 
alle verschleierten Formen der Diskriminierung, die mit Hilfe der Anwendung an­
derer Unterscheidungsmerkmale tatsächlich zu demselben Ergebnis führen. 

is Wie der Gerichtshof jedoch in seinem Urteil vom 28. Juni 1978 in der Rechtssa­
che 1/78 (Kenny, Slg. 1978, 1489) entschieden hat, erfassen die Artikel 7 und 48 
EWG-Vertrag nicht die Unterschiede in der Behandlung, die sich aus Unterschie­
den zwischen den verschiedenen Rechtsordnungen der Mitgliedstaaten ergeben, 
sofern diese Rechtsordnungen auf alle ihrer Herrschaft unterworfenen Personen 
nach objektiven Merkmalen und ohne Rücksicht auf die Staatsangehörigkeit der 
Betroffenen anwendbar sind. 

i6 Es ist festzustellen, daß der umstrittene Artikel 77 der Verordnung Nr. 1408/71 
als Rechtsnorm mit allgemeiner Geltung unterschiedslos auf alle Angehörigen der 
Mitgliedstaaten anwendbar ist und auf objektive Merkmale in bezug auf die 
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Rechtsnatur und die Voraussetzungen für die Gewährung der fraglichen Leistun­
gen gestützt ist. Denn wenn die Rechtsvorschriften des für die Rente zuständigen 
Mitgliedstaats der Familie des Empfängers regelmäßige Geldleistungen ausschließ­
lich nach Maßgabe der Zahl und gegebenenfalls des Alters der Familienangehöri­
gen gewähren, bleiben diese Leistungen unabhängig vom Wohnort des Empfän­
gers und seiner Familie zahlbar. Andersartige oder von anderen Voraussetzungen 
abhängige Leistungen, wie zum Beispiel eine, die zur Deckung durch den Beginn 
des Schuljahres der Kinder veranlaßter Kosten bestimmt ist, sind hingegen meist 
eng an das soziale Umfeld und damit auch an den Wohnort der Betroffenen ge­
bunden. 

7 Bei dieser Sachlage ist die Annahme nicht haltbar, daß die umstrittene Bestim­
mung Unterschiede einführe, die zu denen hinzuträten, die sich bereits aus der 
mangelnden Harmonisierung der nationalen Rechtsvorschriften ergeben, oder daß 
sie Unterscheidungsmerkmale verwende, die tatsächlich zu einer Diskriminierung 
aufgrund der Staatsangehörigkeit führten. 

is Hieraus folgt, daß die Absätze 1 und 2 des Artikels 77 der Verordnung Nr. 
1408/71 in der Fassung des Anhangs I der Verordnung Nr. 2001/83 des Rates 
vom 2. Juni 1983 nicht als unvereinbar mit den Artikeln 48 und 51 EWG-Vertrag 
angesehen werden können. 

Kosten 

i9 Die Auslagen der französischen Regierung, der deutschen Bundesregierung und 
der italienischen Regierung sowie der Kommission der Europäischen Gemein­
schaften, die Erklärungen beim Gerichtshof eingereicht haben, sind nicht erstat­
tungsfähig. Für die Parteien des Ausgangsverfahrens ist das Verfahren ein Zwi­
schenstreit in dem bei dem nationalen Gericht anhängigen Rechtsstreit. Die Ko­
stenentscheidung ist daher Sache dieses Gerichts. 
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Aus diesen Gründen 

hat 

DER GERICHTSHOF 

auf die ihm von der Commission de première instance de sécurité sociale des Al-
pes-Maritimes mit Urteil vom 21. Oktober 1986 vorgelegte Frage für Recht er­
kannt: 

Der Wortlaut des Artikels 77 der Verordnung Nr. 1408/71 in der Fassung des 
Anhangs I der Verordnung Nr. 2001/83 des Rates vom 2. Juni 1983 ist so auszule­
gen, daß ein Empfänger von Familienleistungen, der einem Mitgliedstaat angehört 
und im Hoheitsgebiet eines anderen Mitgliedstaats wohnt, von den Trägern der 
sozialen Sicherheit seines Herkunftslandes nur die Zahlung der „Familienbeihilfen", 
nicht aber anderer Familienleistungen wie der „Beihilfe bei Schuljahresbeginn" und 
der ,,AJleinverdienerbeihilfe" des französischen Rechts verlangen kann. 

Mackenzie Stuart Due Moitinho de Almeida Rodríguez Iglesias 

Koopmans Everling Galmot Kakouris O'Higgins 

Verkündet in öffentlicher Sitzung in Luxemburg am 27. September 1988. 

Der Kanzler 

J.-G. Giraud 

Der Präsident 

A. J. Mackenzie Stuart 
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